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2. BBG § 1 giltig ab 01.09.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG 8§ 1 gultig von 01.07.1990 bis 31.08.2010
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BBG § 40 heute

BBG 8§ 40 guiltig ab 01.01.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

BBG 8§ 40 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 40 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG § 40 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

uA N

BBG 8 41 heute

BBG 8§ 41 giltig ab 01.09.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 45/2026

BBG § 41 gultig von 12.08.2014 bis 31.08.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 41 gultig von 01.09.2010 bis 11.08.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG § 41 gultig von 01.01.2005 bis 31.08.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
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3. BBG § 45 gultig von 12.08.2014 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
4. BBG 8§ 45 gliltig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2013
5. BBG § 45 gultig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
6. BBG § 45 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. BBG § 45 gultig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 111/2010
8. BBG 845 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
9. BBG 8§45 gultig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999
10. BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
11. BBG § 45 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
12. BBG 8§ 45 giltig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 gtiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 glltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 glltig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
Spruch

G304 2121816-1/14E
Schriftliche Ausfertigung des am 08.09.2016 mundlich verkiindeten Erkenntnisses:
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Beatrix LEHNER als Vorsitzende, sowie die Richterin Dr.
Eva WENDLER und den fachkundigen Laienrichter Franz KLOPF als Beisitzer Giber die Beschwerde von XXXX, geb XXXX,
gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle Steiermark, vom 02.02.2016, PassNr. XXXX, betreffend
Abweisung des Antrags auf Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitatseinschrankung auf Grund einer Behinderung" gemal 8§ 42 und 45 des BBG, BGBI. Nr. 283/1990,
idgF., zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Beatrix LEHNER als Vorsitzende,
sowie die Richterin Dr. Eva WENDLER und den fachkundigen Laienrichter Franz KLOPF als Beisitzer Uber die
Beschwerde von rémisch 40 , geb rémisch 40 , gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle
Steiermark, vom 02.02.2016, PassNr. romisch 40 , betreffend Abweisung des Antrags auf Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung auf Grund
einer Behinderung" gemaR Paragraphen 42 und 45 des BBG, Bundesgesetzblatt Nr. 283 aus 1990,, idgF., zu Recht
erkannt:

A)

Der Beschwerde wird gemal3 88 1 Abs. 2, 40, 41 Abs. 1, 45, des Bundesbehindertengesetzes (BBG),BGBI. Nr. 283/1990,
sowie §8 1 Abs. 2 Z 3 der Verordnung des Bundesministers flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz tber die
Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013, in der jeweils geltenden Fassung,
stattgegeben.Der Beschwerde wird gemaR Paragraphen eins, Absatz 2, 40, 41, Absatz eins, 45, des
Bundesbehindertengesetzes (BBG), Bundesgesetzblatt Nr. 283 aus 1990,, sowie Paragraph eins, Absatz 2, Ziffer 3, der
Verordnung des Bundesministers fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 495 aus 2013,, in der jeweils geltenden
Fassung, stattgegeben.

Die Voraussetzungen fir die Eintragung des Zusatzes "Unzumutbarkeit der Benultzung 6ffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung auf Grund einer Behinderung" in den Behindertenpass liegen vor.
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B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefihrer (im Folgenden: BF) brachte am 14.12.2015 Sozialministeriumsservice Landesstelle Steiermark
(im Folgenden: belangte Behorde), einen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung
offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den
Behindertenpass und einen Antrag auf Ausstellung eines Ausweises gemal3 8§ 29b STVO 1960 ein. Den Antragen war ein
Konvolut an Unterlagen beigeschlossen.1. Der Beschwerdefihrer (im Folgenden: BF) brachte am 14.12.2015
Sozialministeriumsservice Landesstelle Steiermark (im Folgenden: belangte Behdrde), einen Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit der  Benltzung  offentlicher  Verkehrsmittel wegen  dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass und einen Antrag auf Ausstellung eines
Ausweises gemal Paragraph 29 b, STVO 1960 ein. Den Antragen war ein Konvolut an Unterlagen beigeschlossen.

2. Im Zuge des Ermittlungsverfahrens holte die belangte Behdrde ein Sachverstandigengutachten ein. Die mit der
Erstellung des Gutachtens beauftragte Sachverstandige Dr. Univ. Prof. Dr. XXXX, Facharztin fur Neurologie und
Psychiatrie, halt in ihrem Gutachten vom 19.01.2016, auf Grund der am selben Tag erfolgten Begutachtung des BF,
hinsichtlich der beantragten Zusatzeintragung fest, dass die Benuitzung 6ffentlicher Verkehrsmittel zumutbar sei.2. Im
Zuge des Ermittlungsverfahrens holte die belangte Behdrde ein Sachverstandigengutachten ein. Die mit der Erstellung
des Gutachtens beauftragte Sachverstandige Dr. Univ. Prof. Dr. rémisch 40, Facharztin fir Neurologie und Psychiatrie,
halt in ihrem Gutachten vom 19.01.2016, auf Grund der am selben Tag erfolgten Begutachtung des BF, hinsichtlich der

beantragten Zusatzeintragung fest, dass die Benultzung 6ffentlicher Verkehrsmittel zumutbar sei.

3. Mit Bescheid vom 02.02.2016 wurde der Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitadtseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in
den Behindertenpass gem. 88 42 und 45 des Bundesbehindertengesetzes (BBG), BGBI. 283/1990, idgF, abgewiesen.3.
Mit Bescheid vom 02.02.2016 wurde der Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benttzung
offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den
Behindertenpass gem. Paragraphen 42 und 45 des Bundesbehindertengesetzes (BBG), Bundesgesetzblatt 283 aus
1990,, idgF, abgewiesen.

Begrindend wurde ausgefuihrt, dass das eingeholte arztliche Sachverstandigengutachten vom 19.01.2016 als schlissig
erkannt und in freier Beweiswlrdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt worden sei. Die Benutzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel sei dann unzumutbar, wenn eine kurze Wegstrecke (300 bis 400 Meter) nicht aus eigener Kraft und
ohne fremde Hilfe auch unter der Verwendung der zweckmafigsten Behelfe, ohne Unterbrechung zurlckgelegt
werden kdnne oder wenn die Verwendung des erforderlichen Behelfs die BenlUtzung des 6ffentliches Transportmittels
in hohem Mal erschweren wurde. Die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel sei auch dann nicht zumutbar, wenn sich
die dauerhafte Gesundheitsschadigung auf die Mdglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in
einem Offentlichen Verkehrsmittel unter Berlcksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieses Verkehrsmittels
angegebenen Bedingungen auswirke. Dem Sachverstandigengutachten sei jedoch zu entnehmen, wurden die
Voraussetzungen derzeit nicht vorliegen. Der Antrag ware somit abzuweisen gewesen.

Uber den Antrag auf Ausstellung eines § 29b-Ausweises nach der StVO wurde nicht abgesprochen, da die
grundsatzlichen Voraussetzungen fiir die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung" nicht vorliegen wiirden.Uber
den Antrag auf Ausstellung eines Paragraph 29 b, -, A, u, s, w, e, i, s, e, s, nach der StVO wurde nicht abgesprochen, da
die grundsatzlichen Voraussetzungen fir die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" nicht vorliegen wirden.
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4. Gegen diesen Bescheid erhob der BF mit Schreiben, eingelangt bei der belangten Behtérde am 08.02.2016,
Beschwerde. Der BF brachte vor, dass er nur mit grof3ten Schwierigkeiten eine Strecke von 100m zurtcklegen konne.
Danach habe er Schmerzen und starke Atemschwierigkeiten.

5. Am 19.02.2016 langten der gegenstandliche Verwaltungsakt und die Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht (in
der Folge: BVYwWG) ein.

6. Mit Schreiben des BVWG vom 08.03.2016, ZI. G304 2121816-1/2Z, wurde Dr. XXXX, Arztin fur Allgemeinmedizin, mit
der Erstellung eines Sachverstandigengutachtens nach der Einschatzungsverordnung ersucht.6. Mit Schreiben des
BVwWG vom 08.03.2016, ZI. G304 2121816-1/2Z, wurde Dr. rémisch 40 , Arztin fur Allgemeinmedizin, mit der Erstellung
eines Sachverstandigengutachtens nach der Einschatzungsverordnung ersucht.

Mit Schreiben des BVwG vom 08.03.2016, ZI. G304 2121816-1/2Z, wurde des Weiteren der BF aufgefordert, sich am
13.04.2016, um 14:00 Uhr an einem unter einem genannten Ort zur arztliche Begutachtung einzufinden.

7. Im sodann seitens der begutachtenden Arztin erstellten medizinischen Gutachten vom 13.04.2016 kommt diese
hinsichtlich der beantragten Zusatzeintragung auf Grund der erfolgten Untersuchung zur Feststellung, dass die

Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel zumutbar sei.

8. Mit Verflgung vom 21.06.2015, ZI. G304 2121816-1/5Z, zugestellt am 30.06.2016 durch Hinterlegung, wurde dem BF
das eingeholte Sachverstandigengutachten ubermittelt und wurde ihm zur Wahrung des Parteiengehors die

Gelegenheit eingeraumt, dazu binnen zwei Wochen ab Zustellung Stellung zu nehmen.

9. Mit Schreiben vom 10.07.2016, eingelangt beim BVwG am 11.07.2016, wiederholte der BF im Wesentlichen sein

Beschwerdevorbringen.

17. In der Folge wurde fir den 08.09.2016 vor dem BVwG eine 6ffentliche mundliche Verhandlung gem.§8 24 Abs. 1
VwWGVG durchgefihrt, an welcher der BF und der medizinische Sachverstandige Dr. XXXX teilnahmen. Die belangte
Behdrde hat auf die Teilnahme an der Verhandlung verzichtet.17. In der Folge wurde fir den 08.09.2016 vor dem
BVwWG eine 6ffentliche mundliche Verhandlung gem. Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG durchgeflhrt, an welcher der
BF und der medizinische Sachverstandige Dr. rémisch 40 teilnahmen. Die belangte Behdrde hat auf die Teilnahme an

der Verhandlung verzichtet.
Die Verhandlung gestaltete sich auszugsweise wie folgt (VR=

verhandlungsleitende Richterin; BF = Beschwerdefuhrer):

"T...]
Befragung:
SV: Welche Beschwerden haben Sie?

BF: Ich leide an Diabetis. Das wirkt sich auf meine Hande und Beine aus. Ich kann maximal 10 min. stehen und max 100
m gehen. Zu Hause kann ich ohne Stock gehen, da es eng ist und ich mich immer anhalten kann. Wenn ich auf der
Stral3e gehe, gehe ich mit Stock. Ich habe auch Astma. Ich kann nicht gut schlafen, ich nehme Schlaftabletten firs

Astma nehme ich einen Spray. Wenn ich nicht mehr atmen kann, gehe ich zum Arzt.

Ich habe nicht das Gefuihl, dass es besser wird. Ich nehme immer Schmerztabletten. Ich bin immer wegen meiner

Diabetis Tabletten und spritze Insulin.

SV: Es besteht ein insulinpflichtiger Diabetes Mellitus (Zuckerkrankheit) mit einer deutlichen diabetischer
Polyneuropathie (Nervenschadigung) welche sich in erster Linie durch deutliche Gefiihlsstérungen, aber auch in den
Vorgutachten bereits festgehaltenen Muskelverschmachtigungen im Bereich der Beine manifastiert. Zusatzlich werden
auch im geringen Aulimafle Nervenfunktionseinschrankungen im Bereich der oberen Extremitaten angegeben ohne
Hantierfunktionseinschrankungen. Zusatzlich besteht eine Lungenerkrankung mit sicherlich Belastungsminderung im

Extrembereich. Letzendlich ist auf Grund der Medikation auch eine psychovegetative Dysregulation vorliegend.

[.I"
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24

Der BF ist im Besitz eines Behindertenpasses.

Die Voraussetzungen fir die Zusatzeintragung "Die Benultzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung auf Grund einer Behinderung ist nicht zumutbar" liegen vor.

2. Beweiswurdigung:

2.1. Der oben unter Punkt I. angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.2.1. Der oben unter Punkt romisch eins. angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem
unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

2.2. Basierend auf der standigen Rechtsprechung des VwWGH bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung o6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung" in einen Behindertenpass regelmalig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, das die
Auswirkungen der Gesundheitsschadigung auf die Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilt,
sofern diese Frage nicht in einem unmittelbar zuvor durchgefuhrten Verfahren gemaR 8§ 14 Abs. 2
Behinderteneinstellungsgesetz im Rahmen der arztlichen Begutachtung ausreichend behandelt wurde oder die
Unzumutbarkeit aufgrund der Art der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt (VwGH vom 20.03.2001,2.2. Basierend
auf der standigen Rechtsprechung des VwGH bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit der  Benltzung  offentlicher  Verkehrsmittel  wegen  dauernder
Gesundheitsschadigung" in einen Behindertenpass regelmalig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, das die
Auswirkungen der Gesundheitsschadigung auf die Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilt,
sofern diese Frage nicht in einem unmittelbar zuvor durchgefuhrten Verfahren gemall Paragraph 14, Absatz 2,
Behinderteneinstellungsgesetz im Rahmen der arztlichen Begutachtung ausreichend behandelt wurde oder die
Unzumutbarkeit aufgrund der Art der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt (VwGH vom 20.03.2001,

GZ 2000/11/0321).

Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachverstindige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil grindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrundelegt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VwWGH vom
17.02.2004,Nach der standigen Judikatur des VwWGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das
eigentliche Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter
Zuhilfenahme  wissenschaftlicher  Feststellungsmethoden -  vorgenommene  Tatsachenfeststellung.  Die
Schlussfolgerungen des Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse
und Erfahrungen benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachverstindige AuBerung, die sich in der
Abgabe eines Urteiles (eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses
Urteil griindet, noch die Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel
behaftet und als Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung
zugrundelegt, wird ihrer Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes (Paragraph 37, AVG)
nicht gerecht (VwGH vom 17.02.2004,

GZ 2002/06/0151).

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwWGH an ihr
gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des arztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VWWGH vom 20.10.1978, 1353/78).
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Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekampfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrucklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Der Verwaltungsgerichtshof flhrte aber in diesem Zusammenhang auch aus, dass keine Verletzung des
Parteiengehors vorliegt, wenn einem Antrag auf Einholung eines zusatzlichen Gutachtens nicht stattgegeben wird
(VwWGH vom 25.06.1987, 87/06/0017).

Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Héchstgerichte, insbesondere der zitierten Entscheidungen, sind die
sachverstandigen Ausfiihrungen des Dr. XXXX in der miundlichen Verhandlung am 08.09.2016 schlUssig,
nachvollziehbar und weisen diese keine Widersprtiche auf.Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Héchstgerichte,
insbesondere der zitierten Entscheidungen, sind die sachverstandigen Ausflihrungen des Dr. rémisch 40in der

mundlichen Verhandlung am 08.09.2016 schlussig, nachvollziehbar und weisen diese keine Widersprtiche auf.
Es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmal3 unter BerUcksichtigung der vorgelegten Befunde eingegangen

Auch wurde zu den Auswirkungen der festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen auf die Benltzung offentlicher
Verkehrsmittel Stellung genommen und das Vorbringen des BF sowie die vorgelegten Beweismittel in die Beurteilung
einbezogen. Der Sachverstandige stellt einige Erkrankungen fest, die dem BF das Zurlcklegen auch von kurzen
Wegstrecken, das Bewadltigen von Niveauunterschieden und auch den sicheren Transport im 6&ffentlichen

Transportmittel verunmdglichen.

Die getroffenen Einschatzungen basieren auf den Wahrnehmungen in der mundlichen Verhandlung sowie den

vorliegenden medizinischen Befunden und Sachverstandigengutachten.

Die gutachterliche Stellungnahme Dris. XXXX wird daher in freier Beweiswlrdigung der Entscheidung zu Grunde
gelegt.Die gutachterliche Stellungnahme Dris. rémisch 40 wird daher in freier Beweiswirdigung der Entscheidung zu

Grunde gelegt.
3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

Gemall & 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemall Paragraph 6, des
Bundesgesetzes Uber die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes (Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BYwGG)
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die

Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.GemalR Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in Verfahren auf
Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der
Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemdal3§ 45 Abs. 3 BBG hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger Laienrichter
mitzuwirken. Die im 8 10 Abs. 1 Z 6 des Bundesbehindertengesetzes genannte Vereinigung entsendet die Vertreterin
oder den Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des
Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs. 2 des Bundesbehindertengesetzes anzuwenden. Fiur
die Vertreterin oder den Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.Bei
Senatsentscheidungen in Verfahren gemaR Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger Laienrichter
mitzuwirken. Die im Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 6, des Bundesbehindertengesetzes genannte Vereinigung
entsendet die Vertreterin oder den Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der
Aufteilung des Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist Paragraph 10, Absatz 2, des
Bundesbehindertengesetzes anzuwenden. Fir die Vertreterin oder den Vertreter ist jeweils auch die erforderliche
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Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.
Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VWGVG) geregelt (8§ 1 leg.cit.).Das
Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG) geregelt (Paragraph eins, leg.cit.).

Gemal § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VwGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht

wurden, in Kraft.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind,
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130,
Absatz eins, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5
sowie des rémisch vier. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall &8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprufen.GemaRR Paragraph 27, VwGVG hat das
Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behorde gegeben ist, den angefochtenen
Bescheid auf Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung Uber den
Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3,) zu tberprufen.

GemalR § 28 Abs. 1 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG
hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die
Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal? § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des malgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafgebliche
Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im
Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine offentliche mindliche Verhandlung durchzufiihren.GemaR3 Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG hat das
Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mundliche
Verhandlung durchzufiihren.

3.2. Zu Spruchteil A):

Gemal 8 1 Abs. 2 Z 3 der am 01. Janner 2014 in Kraft getretenen Verordnung uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. II Nr. 495/2013 ist auf Antrag des Menschen mit Behinderung
jedenfalls einzutragen, die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn dasGemal Paragraph eins, Absatz
2, Ziffer 3, der am 01. Janner 2014 in Kraft getretenen Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und
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von Parkausweisen, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 495 aus 2013, ist auf Antrag des Menschen mit Behinderung
jedenfalls einzutragen, die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das

36. Lebensmonat vollendet ist und

e Strichaufzahlung
erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

e Strichaufzahlung
erhebliche Einschrankungen der korperlichen Belastbarkeit oder

e Strichaufzahlung
erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder

e Strichaufzahlung
eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

e Strichaufzahlung
eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach

81 Abs. 2 Z 1 lit. b oder d vorliegenParagraph eins, Absatz 2, Ziffer eins, Litera b, oder d vorliegen.

Die seitens des erkennenden Gerichtes eingeholte gutachterliche Stellungnahme Dr. XXXX erfillt den Anspruch der
Schlussigkeit im vollen Umfang. Das Gutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch und berucksichtigt die im Zuge des Verfahrens vorgelegten Befunde sowie die
Wahrnehmungen in der mundlichen Verhandlung.Die seitens des erkennenden Gerichtes eingeholte gutachterliche
Stellungnahme Dr. rémisch 40 erfullt den Anspruch der Schlissigkeit im vollen Umfang. Das Gutachten steht mit den
Erfahrungen des Lebens, der arztlichen Wissenschaft und den Denkgesetzen nicht in Widerspruch und bertcksichtigt
die im Zuge des Verfahrens vorgelegten Befunde sowie die Wahrnehmungen in der miindlichen Verhandlung.

Auf Grund des durchgefuhrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass beim BF
die Voraussetzungen fur die Feststellung, dass die Benultzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist, vorliegen.

Es war daher spruchgemal3 zu entscheiden.
3.3. Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

Gemal’ 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwWGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzlicher Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung.Die Revision ist
gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzlicher Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung.

Weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Die Zulassung der Revision war gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG zudem zu verneinen, weil die gegenstandliche Entscheidung
in Wesentlichen nicht von der L&sung einer Rechtsfrage abhangt, sondern von Tatsachenfragen. MalRgebend ist das
festgestellte AusmaR der Funktionsbeeintrachtigungen.Die Zulassung der Revision war gemaf3 Artikel 133, Absatz 4, B-



VG zudem zu verneinen, weil die gegenstandliche Entscheidung in Wesentlichen nicht von der Ldsung einer

Rechtsfrage abhdangt, sondern von Tatsachenfragen. MalRgebend ist das

Funktionsbeeintrachtigungen.
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